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Politische Gesinnungsvereinigungen oder 
Managementagenturen für die Regierung?

  Nur in Nord- und Westeuropa sind politische Parteien Gesinnungsge-
meinschaften, die sich im Hinblick auf ihr Hauptziel – die Kontrolle der 
staatlichen Ressourcen – selbst durch die von ihnen propagierten Werte 
und Interessenbindungen einschränken. In anderen Weltregionen wurden 
zwar die Ori entierun gen »konservativ«, »liberal« und »sozialdemokra-
tisch« übernom men, nicht aber die damit einhergehende Selbstbeschrän-
kung bei der Eroberung und Aus übung der Macht. 

  Der auch in Zentral- und Südosteuropa präsente Wettbewerb zwischen 
konservativen, liberalen und sozialdemokratischen Kräften verdeckt eine 
grundlegendere Kategorisierung: Die Parteien der Linken mit sozialdemo-
kratischem Etikett gliedern sich dort in ethnische und Clan-Parteien, post-
kommunistische, postmodern-hybride und – eher als Ausnahme – genuin 
sozialdemokratische Parteien. Aufgrund neuerer Veränderungen in der 
Parteienlandschaft könnten sich die zentral- und südosteuropäischen Par-
teien allerdings nicht als Nachzügler, sondern als Vorreiter erweisen – 
dann, wenn sich die nord- und westeuropäischen Parteien ihres sie selbst 
beschränkenden Traditionsballasts entledigen und zu ideologiefreien Ma-
nagementagenturen für das Regieren mutieren.
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1 Einleitung

Max Weber zufolge sind politische Parteien freiwillige 
Zusammenschlüsse, deren oberstes Ziel es ist, über 
ihre Führungspersonen die Ressourcen des Staates 
(Macht, Jobs, Geld) zu kon   trollieren. Für Nord- und 
Westeuropa konstatiert Weber aller dings einen Son-
derfall: Hier – und nur hier – haben sich Parteien als 
»wertrationale Gesinnungsgemeinschaften« heraus-
gebildet, für die die deut sche So zial demokratie das 
herausragende Beispiel ist. Das oberste Ziel der Kon-
trolle der staatlichen Res sourcen gilt für diese Parteien 
nur eingeschränkt: Es kann nur dann legitim ange-
strebt wer den, wenn die von der Partei vertretene 
Gesinnung nicht verletzt oder ver raten wird. Indem 
die Parteien die Eroberung der staatlichen Ressourcen 
nicht um je den Preis wollen, be schrän ken sie sich 
selbst. Die Tat sache, dass gerade in Euro pa die ser Ty-
pus der Gesin nungs partei domi niert, hängt mit den 
für Europa spezifischen so zialen und poli ti schen Kon-
fliktlinien und Interessenkonstellationen zusammen, 
die ihrerseits – wie zu zeigen sein wird – aus den drei 
großen euro päi schen Revolutionen der Neuzeit her-
vorgingen. 

Die in Nord- und Westeuropa entwickelten politi-
schen Gesinnungen »konservativ«, »libe ral« und 
»sozial de mokra tisch« und die entsprechenden Par tei-
na men und -programme wurden in wei  te Teile der 
Welt exportiert, insbesondere nach Lateinamerika, 
aber auch an die süd li che und öst li che Peripherie Eu-
ropas selbst. Da bei kam die Selbstbeschränkung 
durch Ge sinnung al lerdings abhanden. Exportiert 
wurden die Behält nisse und Aufschriften – die Eti ket-
ten –, nicht die freiwilligen Selbst ein schrän kungen. 
Daher werden die an die Parteien der Peripherie Eu-
ropas gerich te ten Erwar tun gen auch so oft ent-
täuscht. Die Parteien Zentral- und Südost europas, um 
die es im Folgenden gehen soll, sind relativ sel ten ty-
pische Pro gramm parteien, also so zial de mokratische, 
konservative oder liberale Über zeugungsgemein-
schaf ten, die sich die mate rielle Inklusion der weniger 
Privile gier ten, die pflegende Bewah rung der poli-
tischen und sozialen Verhältnisse oder die Durch-
setzung der größt mög  lichen individuellen Frei heit 
zum Ziel gesetzt haben. Es handelt sich stattdes sen 
um Orga ni sa tionen, die die Er obe  rung der Re-
gierungsmacht ohne gesinnungspolitisch motivierte 
Selbstbeschränkung an streben, um über die staat li-
chen Ressour cen verfügen zu können, und zwar ziem-
lich unab hängig von dem importierten Etikett, un ter 
dem sie antre ten. 

In diesem Zusammenhang sind allerdings zwei 
Missverständnisse zu vermeiden: Zu vermei den ist ers-
tens die Idea li sie rung der nord- und westeuropäi-

schen Par tei en, die als Vergleichs maßstab heran ge-
zogen wer den. Denn auch diese Parteien sind Orga-
nisationen, die über die staatlichen Res sourcen 
verfügen wollen, die wahl- und machtpolitisch effizi-
ent (und nicht unbedingt ge sin nungstreu) sein und 
die bei der Lösung realer Probleme oft sowohl Werte 
als auch so ziale Interessen ihrer Basis hintan stellen 
müs  sen. In jeder Partei besteht eine Span nung zwi-
schen notwen di gem Mac h i a vellismus auf der einen 
und den programmatisch be schwo renen Werten und 
In teressen auf der anderen Sei te. Die scheinbar unver-
meidbare Span nung zwi schen Pro grammatik und po-
litischer Realität ist von der »schwarzen«, in der Tra-
di tion Nietzsches ste henden Politikwissenschaft, das 
heißt von Autoren wie Gaetano Mosca, Vilfredo Pa-
reto und Robert Mi chels, hervorgehoben worden, 
und zwar im mer mit derselben Erkenntnis: Die hehren 
Inten tio nen des Programms scheitern re gelmäßig an 
der harten politi schen Realität. Gleichwohl kann man 
davon ausgehen, dass sich zwi schen den beiden Po len 
eine Ba lan ce herstellen lässt – andernfalls wä re Politik 
nicht mehr als eine nicht ab rei ßen de Reihe von Be-
trugsmanövern. Eine all zu großzügige Aus le gung der 
eigenen Programmatik und In teressenbindung oder 
gar der »Verrat« von Prinzipien wird innere und äu-
ßere Wider stän  de aus lö sen, die letzt lich zur Korrektur 
dieser Abweichung oder zum Bedeutungsverlust der 
Partei führen. Das Über schreiten der selbst gesetzten 
Grenzen würde zumindest lang fri stig politischen 
Schaden nach sich ziehen. Zweitens ist hinsichtlich des 
Verhält nis ses zwischen Ma chiavellismus und der im 
Programm manifestierten Gesinnung zwi  schen kon-
servativen und liberalen Kräften auf der einen und der 
Sozialdemo kratie auf der anderen Seite zu unter schei-
den. Die Kon servativen betrachten sich in der Regel 
als die einzig legitimen An wär ter auf die Regierungs-
macht. Der Ma chiavellismus ist daher schon Teil der 
Pro grammatik selbst. Da die gegebene Welt die beste 
al ler möglichen Welten ist, reduziert sich die pro-
grammatisch be gründete »Gestaltung« der politi-
schen und ge sellschaftlichen Verhältnisse auf mar-
ginale Kor  rekturen. Ähnlich ist es bei den Liberalen, 
deren Grundforderungen in einer kapita listi schen De-
mokratie in der Regel er füllt sind. Die sozialdemokrati-
schen Parteien dagegen gehen per definitionem da-
von aus, dass wir nicht in der be sten aller möglichen 
Welten leben, son dern in einer Welt, die im In teresse 
der we ni ger pri vilegierten Bevölkerungsmehrheit 
umzu gestalten ist und mit politi schen Mit teln umge-
staltet werden kann. Der »Verrat« am eigenen Pro-
gramm wiegt also schwe  rer als bei den Konser va tiven. 
Umso stärker irritiert auch der emp fundene »Verrat 
in Permanenz« bei den sozial demo kra  tischen Par teien 
der Peripherie Europas – we niger jedenfalls als bei den 
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konser va ti ven Kräften, die auch mit mehr oder weni-
ger brutaler Macht politik gelassener umgehen kön-
nen.

2 Parteien in Westeuropa

Die Einteilung der demokratischen politischen Szene 
in konservative, liberale und sozialde mo      kratische 
Kräfte erwies sich in Europa als erstaunlich stabil, zu-
mindest in normalen Zeiten. Natürlich bedeutet dies 
nicht, dass die politische Geschichte Europas der letz-
ten 150 Jahre als Kontinuität beschrieben werden 
kann. Immer dann jedoch, wenn die west- und 
nordeuropäi schen Staaten als kapitalistische De-
mokratien verfasst waren und nicht von starken Anti-
Sy stemparteien angegriffen wurden, wurden die zen-
tralen politi schen und sozialen Konflikte zwi  schen 
Kon servativen, Liberalen und Sozialdemokraten aus-
getragen. Konservative, Li be rale und Sozialdemokra-
ten sind die politi schen Reprä sen tanten der kapitalis-
tischen Demo kra tie, ihrer Politik liegt bei allen Diffe-
renzen der Konsens zugrunde, dass die Demokratie 
als Are  na ihrer Auseinandersetzungen erhalten wer-
den muss und dass eine radikale Infrage stel lung der 
kapitalistischen Wirtschaftsweise abzulehnen ist. Als 
neue und wahrscheinlich dau erhafte Pro-System-Par-
tei sind in über 150 Jah ren eigentlich nur die Grünen 
hinzuge kom men. Diese außerordentliche Sta bi li tät, 
die in so deutlichem Kontrast zur Ge schwin digkeit des 
wirt schaftlichen und sozia len Wandels steht, geht – 
wie erwähnt – darauf zurück, dass die Heraus bil dung 
der großen politischen Strö mun  gen in engem Zusam-
menhang mit den drei gro ßen neu    zeitlichen Revolu-
tionen Europas steht: Der kulturellen Revolution der 
Reformation, der fran zö sischen politi schen Revolution 
und der von England aus gehenden industriellen Revo-
lution. Im Gefolge der Refor mation tat sich die Kon-
fliktlinie zwischen klerikalen und anti-kle  rikalen Kräf-
ten auf, die sich nach der Fran zö si schen Revolution 
als Gegensatz zwischen Konservatismus und Libe ra-
lis mus reproduzierte. Mit der industriellen Revolution 
wurde die entstehen de In du striearbeiterschaft zur Ba-
sis der Sozialdemokratie, die zu Liberalismus und 
Konser va tismus in ein Konflikt- wie in ein Ko o pe-
rationsverhältnis trat. Es ist – erstens – diese tiefe Ver-
 wurzelung der Parteien in der Ge schich te der Mo-
derne (und deren Traumata), die die Sta bilität des Par-
teiensystems und damit auch die Kalkulier bar keit der 
Pro-System-Kräfte er klärt. Es kommt zweitens hinzu, 
dass jede der drei bzw. mit den Grünen vier großen 
po liti schen Strömungen eng an die Interessen so zialer 
Großgruppen gebunden ist, die ihrerseits die drei 
grundlegenden Produk tionsfaktoren ka pi talistischer 

Volkswirtschaften (im Sinne der klassischen Poli ti-
schen Ökonomie) repräsen tie ren: Arbeit, Kapital und 
Boden. Während »Ar beit« von der Sozialdemokratie 
vertreten wird, teilen sich Konservative und Liberale 
die Ver tretung des »Kapitals«; die Grünen dagegen 
ha ben die Konservativen als po li tische Repräsen tanz 
des Produktionsfaktors »Boden« (heute zu überset-
zen mit »Um welt«) ersetzt. Die Par tei en sind also dop-
pelt ge bunden: nor ma tiv an die in den drei Re-
volutionen der Neuzeit ent wi ckelten Ideen und sozial 
an die durch ihre Rolle als Pro duktions fak toren defi-
nierten großen In teressengruppen – und nicht an die 
par  tikularen In teressen be stimm ter Bran chen, Re-
gionen, Seilschaften usw. Nicht-partikular sind Inter-
essen, de ren Durch setzung sich zwanglos als im Inte-
resse des Gemeinwohls liegend legitimie ren lässt – 
etwa nach dem Muster: Das Wohl er gehen der 
Arbeitnehmer fördert die wirt schaftliche Prosperität 
und verbessert da mit auch die Geschäftsbedingungen 
des Kapitals; oder: Die Hand lungsfreiheit der Kapital-
seite ist auch für die Arbeitnehmer von Nutzen, weil 
Arbeitsplätze geschaf fen werden und Wohlstand ma-
ximiert wird; oder: Eine in tak te Umwelt ist die 
Existenz grundlage von Arbeit und Kapital. Die Durch-
setzung partikularer Interessen dage gen endet in ei-
nem Nullsummen spiel: Was sich der Clan, die Region 
oder die Bran che X aneignet, ist für den Clan, die 
Regi on oder die Bran che Y ver lo ren. Von Be deu tung 
ist schließlich, dass die Interessengruppen und deren 
po li tischen Ver tre  tun gen die Existenz und Le gi timität 
der jeweils anderen Interessen aner ken nen; im poli ti-
schen Wettbe werb geht es nicht um die Ausschaltung 
des Gegners, sondern um die Balance unter schied li-
cher, aber im Prinzip vereinbarer Interessen. 

Wenn das Wechselspiel zwischen Normen, Interes-
sen und Politik funktionieren soll, bedarf es auf der 
einen Seite politischer Parteien, die in der Tat eine ge-
wisse Einschränkung ihrer Hand lungsmög lich keiten 
durch Werte, Traditionen und In teressenbindungen 
akzeptieren. Gleich zei  tig brau chen die Parteien aber 
auch ex terne und interne Korrekturmechanismen. 
Solche Kor   rektur me chanismen sind unter anderem

 � die großen sozialen Interessengruppen selbst, die 
sich ja nicht nur der Par teien bedie nen, sondern 
das politische Geschehen auch direkt – über Ver-
bände, Medien, think tanks usw. – oder indirekt 
durch ihr Agieren in der »Arbeits- und Güter-
sphäre« beein flus sen und ihre politische Vertre-
tung un ter Druck setzen. Die Verknüpfung zwi-
schen Parteien und Interessen grup pen wird zudem 
sichtbar in einer Vielzahl persönlicher und 
organisatori scher Kontakte, doppelten Mitglied-
schaften, ei ner ge mein samen poli ti schen Sprache, 
geteilten Tabus, einer ge mein samen Interpre tation 
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der Geschichte usw., die sich zu Traditionen po-
litischen Verhaltens verdichten. Solche Tra ditionen 
lassen sich nur schwer (oder um den Preis hoher 
poli ti scher Ko sten) bre chen.

 � die sogenannte Zivilgesellschaft, also die Vielzahl 
von Bürgerinitiativen, Be rufs ver einigungen, Glau-
bensgemeinschaften usw., die die unter schied-
lichsten Interes sen ver treten, ohne direkt mit einem 
der drei Produktions faktoren assoziiert werden zu 
kön nen. Auch diese Organisationen wirken als Kor-
rekturmechanismus, Impuls- und Ideen geber, 
Früh warn   systeme usw., die die Parteien daran hin-
dern, aus ihren normati ven und in teres sen-
gebundenen Korridoren auszubrechen.

 � die Mitgliedschaften der Parteien selbst (einschließ-
lich der Vor feld or ga ni sationen), die in gewisser 
Hinsicht zwischen den Parteien als Anwärtern auf 
die politische Macht und der Zivilgesellschaft und 
den Interessengruppen stehen. Die Mit gliedschaft 
ist die nach Milieus eingefärbte Gesellschaft inner-
halb der Parteien. Soll sie ihre Korrek tur funk tion 
erfüllen, darf sie al lerdings eine gewisse Größe 
nicht unterschreiten: Sie muss so groß sein, dass 
ihre überwiegende Mehrheit keine realistische 
Chance hat, indivi du ell in ein attraktives Partei- 
oder Regierungsamt zu gelangen. Korrigiert wer-
den kön  nen Partei eliten nur durch Mitgliedschaf-
ten, die sich nicht selber überwiegend aus Be-
rufspoliti kern zusammensetzen.

 � die Interaktion zwischen den Parteien, die auf Fehl-
leistungen (oder den »Verrat«) ih rer Konkurrenten 
mit der Besetzung der leer gewordenen Hand-
lungsfelder reagieren können; auch kann die Neu-
gründung von Par teien ein Mechanismus sein, der 
die eta blierten Kräfte zur Korrektur ihrer Politik 
zwingt oder sie in die (relative) Bedeu tungs losigkeit 
treibt.

Die erwähnten Korrekturmechanismen werden oft – 
und zwar zu Recht – als »Vetomächte« charakteri-
siert, die auf der Linken wie auf der Rechten die 
schnelle Umsetzung von Reformen be- oder verhin-
dern können. Diese Vetomächte tragen aber dazu bei, 
dass Politik auf längere Sicht kal ku lierbar bleibt und 
sich die Par teien bzw. die von den Parteien geführten 
Regie run gen nicht gegenüber der Ge sellschaft ver-
selb stständigen.

3 Parteien der Peripherie Europas

Die Parteien an der zentral- oder südosteuropäischen 
Peripherie reproduzieren ihren Namen nach das 
westeu ro päische Politikmodell; auch hier spielen sich 
die wich tig sten Auseinander set zungen zwischen Kon-

servativen, Liberalen und Sozial demo kraten ab (bis-
lang meist ohne die Grünen). Die Parteien sind Mit-
glieder ihrer je weiligen internationalen Parteien fa-
milie, und die Programme sind weitgehend aus dem 
Westen importiert. Diese Attribute sind aber im Ver-
hältnis zur Weberschen Parteiendefinition sekundär: 
Die Eroberung der staatli chen Res sour cen – oft zum 
Zweck der privaten Aneignung oder der Bedienung 
klientelistischer Netz werke – steht so sehr im Vorder-
grund, dass die Vertretung von Werthaltungen und 
sozialen Interessen dahinter verschwindet. Im Zwei-
felsfall können die Werthaltungen auch aus tak ti-
schen Gründen ausgewechselt werden – so konnte 
sich in Ungarn eine politische Partei reibungslos von 
einer liberalen in eine nationalistische Kraft ver-
wandeln, weil ihre Füh rung auf der Rechten das grö-
ßere Wählerpotential ver mu tete. Die Parteien sind 
weniger kal kulierbar. Na türlich sind auch ihre politi-
schen Handlungsmöglichkeiten eingeschränkt, aber 
durch ex terne Fak toren, nicht durch ihre eigenen Tra-
ditionen und den aus diesen sich ergebenden Selbst-
 be schrän kun gen. 

Hi storisch mussten die Länder dieser europäischen 
Regionen zwar ebenfalls die Konsequenzen der neu-
zeitlichen Revo lutionen tra gen, sie erfuhren sie aber 
verspätet und ver zerrt durch die Persistenz vor mo der-
ner Konfliktlinien. Sie mussten sich an eine Moderne 
anpassen, die nicht aus den eigenen inneren Entwick-
lungen heraus entstanden, son dern von außen 
gekom men war. Dies gilt für das nation building im 
19. Jahr hun dert ebenso wie für die Zeit der Transfor-
mation nach 1989. Als Reaktion auf die externen Zu-
mutungen entwickelte sich ein peripherer Natio na-
lismus, der – bis heute – zweierlei Formen aufweist: 
Auf der einen Seite stehen die Mo der ni sierung und 
die An passung an einen idealisierten Westen um je-
den Preis, die auf die spezifi schen Probleme der jewei-
ligen Gesellschaften wenig Rücksicht nehmen; auf der 
an deren Seite steht eine natio nale Selbstbezogenheit, 
die die eigene Rück stän dig keit in ei ne beson de re ge-
schichtliche Mis sion gegen den deka den ten, materi-
alistischen und egoisti schen Westen umdeutet. In bei-
den Ver sionen des peripheren Natio na lis mus, in de-
nen sich die alte Debatte zwischen Westlern und 
Slawophilen repro du ziert, gilt Rückstand als Vorteil, 
sei es, weil die Nationen an der Peripherie Europas 
noch nicht die Fehlentwicklungen des westlichen Mo-
dells durchgemacht haben und dessen ur sprüngliche 
Züge in reinerer Form verwirklichen, also noch markt-
ra di kaler, noch de mo kratischer und noch kämpferi-
scher bei der Durchsetzung der Freiheit sein kön nen, 
sei es, weil sie sich eine im Westen längst verloren 
gegangene Ur sprüng lichkeit be wahrt haben und, von 
den Nachteilen der Moderne oder des Kapita lis mus 
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nur am Rande be rührt, eine Gemeinschaft aufbauen 
können, die sinnhafter ist als die ka pi talistischen De-
mokratien des Westens.

Die neuzeitlichen Revolutionen wirkten an der Pe-
ri pherie Europas nur indirekt und über ex terne Ein-
flüsse traditionsbildend. Daher konnte die Umsetzung 
der mit den Pro duk tionsfaktoren asso zi ierten so zi alen 
Interessen in stabile politische Kulturen nicht erfolgen. 
Dies gilt bereits für die vorkommunistische Zeit: Die 
Kapitalseite war schwach, zu einem hohen Anteil aus-
 län discher Herkunft oder wurde von nationalen Min-
derheiten verkörpert. Eine na    tionale bürgerliche Kul-
tur, Grundlage des modernen Li be ra lis mus und später 
des Konser va tismus, konnte sich so nur in Ansätzen 
herausbilden. Das historische Reservoir an heimischen 
Ideen und Tra di ti o nen, auf die die konservativen und 
liberalen Kräfte nach der Wende von 1989–90 zurück-
grei fen konnten, war daher äußerst begrenzt oder – 
wie in Polen und Un garn – mit autoritären Traditionen 
gefüllt. Der Kommunis mus zerstörte alles, was an bür-
gerlichen Traditionen sich überhaupt hatte entwickeln 
können. Die kon ser va ti ven Parteien Zentral- und Süd-
osteuropas weisen daher ein merk wür diges Paradox 
auf: Sie ko stümieren sich mit den Fetzen scheinbar 
uralter Traditio nen, verbinden also flexibel Mittelalter 
und Post   moderne, sind aber als moderne po litische 
Kräfte eigentümlich traditionslos – im Sinne einer bil-
dungs- und be sitz bürgerli chen Tra di tion, die politi-
sche Handlungsmöglich kei ten nor mativ einschränkt. 
Damit wird aber auch der Rückgriff auf die Ge-
schichte, auf heilige Köni ge, Renaissancefürsten und 
Adelsrepubliken, zu einem Akt der Beliebigkeit. 

Auch die dem Namen nach sozialdemokratischen 
Parteien in Zentral- und Südost europa sind, von eini-
gen Ausnahmen abgesehen, traditionslos und ohne 
soziale Wur zeln. Die Industrie ar bei  terschaft entwi-
ckelte sich spät, und der Kommunismus, der sich ja 
selbst als »Herrschaft der Arbeiterklasse« ausgab, de 
facto aber die Ar beiterschaft entmündigte, 
diskreditier te  den Rückgriff auf die Tradition der Indu-
striearbeiterschaft – einer Industriear beiter schaft, die 
sich freilich auch im Westen zur »Arbeitnehmer-
schaft« erweitert und verdünnt hat . Doch selbst das 
aus der frü heren Arbeiterbewegung hervorgegan-
gene sozialdemokratische Grund mo tiv – der Schutz 
der Schwächeren vor den Ungerechtigkeiten und Ri-
siken des Marktes – hatte sich für die zentral- und 
südosteuropäische Sozial de mokratie weitgehend er -
ledigt bzw. wurde kampflos den Kon servativen über-
lassen, die die vermeintliche Wärme der nationalen 
oder ethnischen Ge mein schaft als Substitut sozialer 
Siche rung anboten. 

Die oben erwähnten Korrekturmechanismen, die 
dazu beitragen, dass sich politi sche Parteien nicht 

allzu weit von den sie tragenden Traditionen und so-
zialen Bin dungen entfernen, sind in Zen tral- und Süd-
osteuropa nur schwach ausgebildet. 

 � Die Gewerkschaften haben ihre Rolle im kommu-
nistischen System als Versor gungs einrichtung für 
die Belegschaften von Großbetrie ben noch nicht 
abgestreift, drohen aber infolge des Schrumpfens 
oder Verschwin dens der alten industriellen Kombi-
nate an Bedeutung zu verlieren. Sie sind gespalten, 
zerstritten, beschränken sich auf die be triebliche 
Ebene und sind in der Öffentlichkeit wenig präsent. 
Ähnliches gilt für die Un ternehmer verbände. Zu-
mindest in Zentraleuropa scheinen die ausländi-
schen In du strie- und Handelskammern die Kapital-
seite besser und effizienter zu re präsentieren als 
die lokalen Verbände.

 � Die Organisationen der Zivilgesellschaft sind in Zen-
traleuropa ebenfalls schwach oder politisch instru-
mentalisiert. In Südosteuropa dagegen hat sich – 
nicht zuletzt aufgrund der massiven Präsenz aus-
ländischer Geber organi sationen als eine Folge der 
Kriege – ei ne eigenständige NGO-industry heraus-
gebildet, die sich auf die Nutzung aus     län di scher 
Geber spezia li siert hat, die aber oft in einem aus-
geprägten Gegensatz zu den etablierten politi-
schen Parteien steht.

 � Die Mitgliedschaften der Parteien sind in der Regel 
zu klein, um als Kor rektiv der Par teieliten zu wir-
ken. Für die Gesamtheit oder die Mehrheit der Par-
teimitglieder ist die Po  litik ein individueller Karri-
erepfad und kein In strument zur Gestaltung der 
Gesell schaft unter normativen Gesichtspunk ten. 
Politisches Engagement ist durch die persönliche 
Aus sicht auf ein attraktives Par tei- oder Regie-
rungsamt bzw. andere geldwerte Vorteile mo  -
tiviert, nicht durch politische Gesinnungen.

Damit wären einige der Bedingungen beschrieben, 
die erklären, warum sich Par tei en als wert rationale 
Ge sinnungsgemeinschaften an der östlichen und süd-
östlichen Peripherie Eu ropas nicht haben heraus bilden 
können, und dies, obwohl die zentral- und südosteu-
ropäischen Län der kapi talistischen De mokratien, also 
den west- und nordeuropäischen Vorbildern, weitge-
hend nachgebaut sind. Die Bindungslosigkeit – man 
könnte auch sagen: Flexibilität – der Par teien ist wie-
derum einer der Fak to ren, die die hohe Instabilität der 
meisten Par teiensysteme er klär t. Einstige Wahl sieger 
können wenige Jahre später in der Nähe der Fünf-
Prozent-Hürde lan  den, neue Kräfte zu ungeahnten 
Höhen aufsteigen, Zwergparteien dank ihrer Schlüs-
selrolle in Koalitionen weitreichenden Einfluss aus-
üben, Parteien können ihre Po si tionen und inter na-
tionalen Familien wechseln. Parteipolitische Fluktua-
tionen verbinden sich mit einer star ken po  litischen 
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Polarisierung; gleichzeitig nehmen die Parteien eine 
Monopol stel lung im öffent li chen politischen Diskurs 
ein, da andere Teilnehmer am politischen Prozess – 
Gewerkschaften, Verbände, Interessengruppen, zivil-
gesell schaftliche Organisationen, regionale Gruppen, 
von den Par teien unabhängige Me dien, think tanks 
usw. – kaum öffent li ches Gehör finden. Unter diesen 
Bedingungen wird Politik nicht als ein Mittel zur Lö-
sung ge sellschaft licher Probleme wahrge nommen, 
sondern als permanenter und im Prinzip sinnloser 
Kampf der Parteien um die Re gie   rungsmacht, der sich 
von der sonstigen gesellschaftlichen Realität iso liert 
hat. Ohne die inhaltlichen Rück bin dun gen der politi-
schen Parteien an die Gesellschaft verliert das politi-
sche System aber seine Funktion als Steuersystem der 
Gesellschaft; Politik wird zu ei nem selbstreferentiellen 
System. Dies führt dazu, dass zum einen dem Markt 
als alternativem Steuerungs me chanis mus meist sehr 
viel mehr Raum gelassen wird, als dies in den west- 
und nordeuro päischen Ländern der Fall ist. Es ist nicht 
die wirt schaftspolitische Überzeugung der Politiker, 
durch die in Zentral- und Süd osteuropa neo liberale 
Regimes etabliert worden sind, sondern schlicht der 
Mangel an politischen Kapa zi tä ten zur Steuerung der 
Gesellschaft. Zum andern wird die Lücke in den nati-
onalen Steue rungssystemen zumindest partiell durch 
internationale Regulierungen ge schlos  sen, in erster 
Linie durch die Regulierung seitens der EU (in Krisen-
zeiten kommt der Internationale Währungsfonds/IWF 
hinzu). Dies gilt selbst für die Länder, die, wie die Län-
der des westlichen Balkan, noch keine Mitglieder der 
EU sind, in denen aber der gesamte öffentliche Dis-
kurs von der künf ti gen Mitgliedschaft do miniert wird. 
Es kommt zu der merk würdigen Situation, dass ge-
rade die Nationalstaaten, die ihre Souveränität vor 
wenigen Jahren wiedergewonnen haben und deren 
Einschränkung (etwa durch die EU) so heftig bekla-
gen, zwischen Markt und EU zer rieben zu werden 
drohen.

4 Sozialdemokratische Parteien in Zen-
tral- und Südosteuropa

In einer Zeit, in der sich viele westeuropäische Parteien 
der Modernisierung ver schrie ben haben, fällt es 
schwer, eine klare Unterscheidung zwischen der 
Norm (die westeuropäische Sozialdemokratie) und 
den Abweichungen (den Parteien der öst lichen Pe ri-
pherie Europas) zu treffen. Auch die westeuropäi-
schen Parteien ringen darum, wie Sozial demo kra tie 
im 21. Jahrhundert zu definieren sei. Vielleicht macht 
aber gerade dies noch die »Norm« aus: Die perma-
nente und ernsthafte Auseinander setzung um das 

richtige Verhältnis zwischen der Tra dition und der An-
passung an veränderte Gegebenheiten. Zumindest 
negativ prägt die Tra di tion auch die mo dernisierten 
sozialdemokratischen Parteien Nord- und West-
europas, sie ist ei ne Ressource, die immer wieder mo-
bilisiert und gegen einen als »Überan passung« inter-
pre tier ten Kurswechsel ins Feld geführt werden kann. 
Diese Tradition steht den dem Namen nach sozial de-
mokratischen Parteien in Zentraleuropa und auf dem 
Balkan in den mei sten Fällen nicht zur Verfügung. 
Dies ist ihr ge mein samer »nega tiver Nenner«. Darü-
ber hinaus verbergen sich unter dem so-
zialdemokratischen Eti kett höchst unterschiedliche 
politische Prä ferenzen und Struk tu ren, wobei vor al-
lem vier Typen sozialdemokratischer Parteien zu un-
ter scheiden sind.

4.1 Ethnische und Clan-Parteien

Ethnische und Clan-Parteien sind vormoderne politi-
sche Kräfte, die auf vormo der nen sozialen Strukturen 
und Herrschaftsverhältnissen basieren. Sie existieren 
vor al lem in Ländern, in de nen sich moderne, ano-
nyme Sozialbeziehungen und ein mo der ner, unparteii-
scher Staat noch nicht durchgesetzt haben. Stattdes-
sen dominieren persönliche, quasi-fami liäre oder 
Clan-Zu ge hörigkeiten. Politik in diesen Ländern ist 
weniger ge sellschaftlich als gemein schaft lich ge prägt. 
Dies kann das Ergebnis ge nereller Rückstän dig keit 
sein, die allerdings Hybrid-Verbin dungen mit moder-
nen oder gar postmodernen Elemen ten nicht aus-
schließt, sie kann aber auch das Re sul tat eines so -
zialen Regres si onsprozesses in der Fol ge zum Beispiel 
der jugoslawischen Kriege sein oder die Struk-
turierung von Staat und Gesellschaft durch ethnische 
Konfliktlinien wider spie geln. Die eth nischen und 
Clan-Parteien sind in ihrer Handlungsfreiheit weder 
durch eigene Pro gram me und Traditionen, noch 
durch die Normen eines demo kra ti schen und rechts-
staatlichen Gemein wesens eingeengt, im Gegenteil: 
Gerade weil sie auf ge mein schaft lichen, pseudo-bio-
logischen Strukturen basieren, ist das partikulare In-
teresse der ei ge nen Gemeinschaft das höch ste nor-
ma  tive Prin zip. Um die ethnische oder quasi-familiäre 
Ge  meinschaft zu schützen und zu för dern, ist jedes 
Mittel recht, im Zweifelsfall auch Mittel, die in moder-
nen Gesell schaf ten und Rechtsstaaten als kriminell 
verurteilt würden. Hinter der sozial demokratischen 
Programmatik kann sich die Ethik der Mafia verber-
gen.

Ethnische und Clan-Parteien sind autoritär und pa-
ternalistisch. Meist werden sie von einer un-
umstrittenen Führungsfigur repräsentiert, die der 
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Kontrolle durch rechtliche und demokra ti sche Nor-
men enthoben ist und frei von Regeln handeln kann. 
Die Mitgliedschaft in der EU al lerdings, die alle Länder 
und die meisten politischen Kräfte der Region – und 
gerade die mit sozialdemokratischem Etikett versehe-
nen Clan-Parteien – anstreben, setzt vor allem die 
Herr schaft von Regeln, wie immer strittig sie auch 
seien, voraus. Eine Europäisierung würde the o retisch 
der Clan-Logik den Boden entziehen. Aus diesem Di-
lemma können sich die füh renden Personen und 
Clans nur durch zwei Strategien lösen: Entweder ge-
hen sie davon aus, dass sie europäische Regeln im 
eigenen Herrschaftsbereich erfolgreich unterlaufen 
können, oder aber sie streben die Integration nur zum 
Schein an, um sich die Option ihres Lan     des als off-
shore-Territorium für in der EU illegale Aktivitäten of-
fen zu halten.

4.2 Postkommunistische Parteien

In den meisten Ländern Zentraleuropas verbirgt sich 
hinter dem Etikett der So zi aldemokratie ein historisch 
neuer Parteitypus, der noch der genauen Ana ly se be-
darf, und von dem sich heute noch nicht sagen lässt, 
ob es sich um ein Übergangs phä no men oder eine 
dauerhafte po litische Rea lität handelt: die post-
kommu ni stischen Parteien. Diese Parteien bil den eine 
politische Strömung, die sich zu nächst nur negativ, als 
»nicht mehr kommu ni stisch« definieren lässt. Unab-
hängig von ihren offiziellen Programmen, die sie von 
ihren west euro pä i schen Schwesterparteien über  -
nommen haben, scheint Max Webers lakonische De-
finition der Parteien als Organisa tionen zur Aneig-
nung der staatlichen Ressourcen diesen Parteitypus 
punkt genau zu treffen. 

Die postkommunistischen Parteien sind in soziolo-
gischer Hinsicht die Überlebens- und Selbst-
hilfeprojekte eines Teils der ehemals kommunisti-
schen Funktionseliten, des Teils, der weder zu den 
ideologischen Hardlinern zählte, noch seine individu-
elle Zukunft allein den Kräf ten des Marktes überlassen 
wollte. Vor dem eigentlich lo gi schen Schicksal, als 
überflüssig ge wor dene Klasse von der geschichtlichen 
Bühne abzutreten, schützt sich diese Elite durch die 
Bildung politischer Parteien, wobei sie zu Beginn des 
politischen Wettbewerbs auch im Ver gleich zu den 
sich bilden den anderen Parteien über beträchtliche 
Ressourcen verfügt, nämlich über politisch, administ-
rativ und wirtschaftlich-technisch ausgebildetes Per-
sonal; einen ver gleichs weise hohen Grad an innerer 
Kohärenz und Disziplin; ein hohes Niveau an Insider-
wissen; einen kleinen, aber sicheren (und mit den so-
zialen Härten der Trans forma tion wach senden) Anteil 

an den Wählerstimmen (zum Beispiel der Rentner); 
hinzu kom men materielle Res sourcen (Immobilien 
und Vermögen der alten kommunistischen Partei) und 
internationale Kon takte.

In einer Übergangszeit fungieren die postkommu-
nistischen Parteien gleichzeitig als Kräfte im demokra-
tischen Wettbewerb und als informelle Privati sierungs-
agentu ren, die den Über gang des ehemals staatlichen 
Produktivvermögens in private Hän de kontrollieren, 
sei es, dass Mit glie der der Funktionselite sich selbst zu 
Eigen tü mern ma chen, sei es, dass sie, gestützt auf 
Insiderinformationen und informelle politische Netz-
werke, vom Verkauf des staatlichen Ver mö gens an 
ausländische Investoren profitieren und in die Hierar-
chien multinationaler Unter nehmen auf steigen. Die 
Funktion der post kommunistischen Par tei  en als Pri va-
tisierungs agen turen kann aber nur dann von Dauer 
sein, wenn der »großen« Pri va tisierung der 
Staatsunter nehmen, die ja irgendwann einmal abge-
schlos sen sein wird, die »klei ne«, all tägli che Privati-
sierung staatlicher – und europäischer – Ressourcen 
(Outsourcing, Auftrags ver ga be usw.) folgt. Dabei ent-
wickeln die postkommunistischen Partei eliten im Hin-
blick auf den Staat ein wider sprüch liches Verhältnis: 
Einerseits ist die An eignung staat  li cher Res sour cen 
ihre wichtigste Ein nah mequelle, sie müssten also an 
einem starken Staat in teressiert sein; andererseits fol-
gen sie ei ner anti-etatisti schen Ideologie und betrei-
ben den Ab bau staatlicher Kompetenzen, ins be son-
dere im Sozialbereich. Dieser Wider spruch löst sich – 
wenn auch auf eine etwas zyni sche Wei se – auf, wenn 
die private Bereiche rung an öf fentli chen Ressourcen 
nicht nur als indivi duelle Einkommensstrategie 
hingenom men, sondern auch als ord nungs  po li tische 
Tu gend ge feiert wird. 

Keine postkommunistische Partei hat nach 1989–
90 ohne Unterbrechung regiert. Die wirt schaft li chen 
und sozialen Defizite der zentral- und südosteuropä-
ischen postkommunistischen Staaten sind also nicht 
allein diesen Parteien zuzurechnen. Vielmehr ist davon 
auszuge hen, dass deren konservative und liberale 
Gegner ein ähnlich »hybrides« Verhältnis zum Staat 
entwickelten, nur befanden sich die Postkommunis-
ten in einer besseren Ausgangsposi tion. Wirtschaft-
lich waren sie en ger mit dem alten Wirtschaftsapparat 
verbunden, und im po liti schen Wettbewerb konnten 
sie von den sozialen Verwerfungen profitieren (ohne 
sie zu kor ri gieren), die aus der ersten, chaotischen 
Phase der Transformation resultierten. Die Post kom-
mu nisten schienen die soziale Sicherheit zu bieten, die 
die vom wilden Kapita lis mus ver un sicherten Wähler 
wünschten, so dass sie in mehreren Ländern die 
zweite Phase der Trans for mation dominierten. Aus 
heutiger Sicht ist es allerdings fraglich, ob die Post-
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kom munisten in ihrer derzeitigen Verfassung eine 
dauerhafte politische Kraft bleiben werden. 

4.3 Postmoderne Hybrid-Parteien

Parteien, die sich als postmodern-hybrid kennzeich-
nen lassen, sind in Zentraleuropa vor allem aufseiten 
der Rechten zu finden: Sie verbinden eine missionari-
sche, auf die he roische Geschichte der eigenen Nation 
fixierte Rhetorik mit populistischen wirt schaft lichen 
Forderungen und ei ner fast uneingeschränkten Flexi-
bilität in der Ta ges politik. Auf der linken Seite des 
politischen Spek trums besteht das postmo der ne Ele-
ment einiger Parteien darin, dass eine gewisse Orien-
tierungslosigkeit, al so das Fehlen bindender Tra-
ditionen oder einer soliden sozialen Basis, nicht als 
Defi zit, son dern als Stärke interpretiert wird. »Hybrid« 
sind sie insofern, als sie in ihrer Program matik und 
Praxis Elemente ver bin den, die unter anderen Bedin-
gungen als einan der aus schlie ßend gel ten: Genuin 
sozialdemo kra tische Motive verbinden sich mit neoli-
beralen Ansätzen in der Wirtschafts- und Sozialpolitik, 
antiautoritär-pro gressiven Elementen in der 
Gesellschafts po litik mit einem moderaten Natio nalis-
mus in der Außenpolitik, wobei das pro grammatische 
Ge  menge vom Charisma der Par tei führer über wölbt 
wird. Im Gegensatz zu den post kom mu nistischen Par-
teien sind die postmodern-hybriden Parteien kein 
Selbst hilfe- und Überlebens projekt der alten Nomen-
klatur, sondern entstanden in einigen Fällen aus der 
Op po si tion ge gen das ancién régime her aus. Daher 
können sie auch eine gewisse Nähe zu ihren ehe-
maligen Bündnispart nern in der Zivilgesellschaft und 
den NGOs aufrechterhal ten und sich in gewisser Hin-
sicht als politischer Arm der »neuen so zialen Bewe-
gungen« präsentieren. Damit ähneln sie den 
westeuro pä i schen Grünen, vermindert freilich um de-
ren ökologisches Motiv. In der Regel handelt es sich 
– wie bei den Grü nen – vor allem um städtische, das 
heißt hauptstädtische Parteien mit ei nem vergleichs-
weise hohen Frauenanteil auch in hö he ren Positionen. 
Sie sind attraktiv auch für Studenten und junge Er-
wach  sene, für die die Em pha se der Modernität und 
die pro-europäi sche Orientierung mit den eigenen 
Erwar tun gen und Lebens perspektiven kon gru ieren. 

Unklar ist, in welchem Ausmaß derartige Parteien 
dem Muster der postkommu nistischen Parteien als 
in formelle Privatisierungsagenturen folgen. Es kann 
nicht ausgeschlossen werden, dass es auch hier pri-
vate Bereicherung am öf fent lichen Ver mögen gibt, 
aber nicht in der »systemischen« Variante der 
postkommunisti schen Parteien. 

4.4 Genuin sozialdemokratische Parteien

Selbstverständlich gibt es auch in Zentral- und Süd-
osteuropa »genuin sozialdemokra tische« Parteien. 
Als Indikatoren für den sozialdemo kra tischen Charak-
ter dieser Parteien könnte ihr Bemühen gelten, in der 
Wirtschafts- und So zialpolitik andere als neoliberale 
An sätze zumindest in Er wägung zu ziehen. Auch Ver-
suche, sich den Gewerkschaften anzu nä hern, würden 
in Richtung einer genuin sozialdemo krati schen Orien-
tierung deuten; ebenso das Interesse an einer theore-
tischen Debatte, in der Regel mit Rück griff auf west-
europäische Vor bilder. Doch es ist denk bar, dass der 
genuine Charakter vor allem in Oppositionszeiten 
sicht bar wird, während derar tige Motive unter dem 
Druck des täglichen Regierens zu verblassen tendie-
ren. Die kleineren Parteien bezahlen für ihre sozial-
demokratische Orientierung in einigen Fällen auch 
den Preis der po litischen Marginalität.

5 Vorbilder für den Westen?

Natürlich ist die hier vorgestellte Kategorisierung noch 
zu grob, um die Position jeder Partei der Region zu 
bestimmen. Selbst »reife« westeuropäische Parteien 
tra gen oft noch Züge der ethnischen oder Clan-Partei 
– siehe die Mafia-Ethik, die im Parteispendenskandal 
der CDU zum Zuge kam. Auch westeuropäische 
Programm parteien vertreten oft partikulare Interessen 
auf eine Weise, die den niedergelegten Grundsätzen 
der Partei konträr entgegen gesetzt ist – siehe die Po-
li tik der FDP zur Apotheken- und Zahnärzte-Klientel. 
Es geht also nicht um ein deutige Zu ord nungen, son-
dern um die Gewichtung der verschiedenen Elemente 
und Ori en tie rungen, die es erlaubt, Parteien als Clan-
basiert, postkommunistisch, postmodern-hybrid oder 
genuin so zi aldemokratisch zu kenn zeich  nen. Darüber 
hinaus sind ge rade die zentral- und südost europäi-
schen Parteien oft wenig stabil, so dass sie eher als 
moving targets denn als lang fristig fest ge legte Einhei-
ten be schrie ben wer den müssen. Die in Westeuropa 
übliche Klas sifizierung von Parteien in einem Koordi-
natensystem, das sich aus den Achsen libertär-auto-
ritär und wirt schaftsliberal-so zialstaatlich zusammen-
setzt, kann an der europäischen Pe ripherie daher nur 
in Grenzen Anwendung finden: Die Parteien dieser 
Peripherie sind zu flexi bel, um über eine längere Zeit 
hinweg in einem Koordinatensystem verortet werden 
zu kön nen. Von größerem Interesse als dem an ihrer 
Po sitionierung wäre ihre Bewegung – etwa von einer 
postkommunisti schen zu einer sozialdemokratischen 
oder von einer Clan- zu einer post mo dern-hybriden 
Par tei. 
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Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass die Klas-
sifizierung der politischen Par tei en der Pe ripherie Eu-
ropas als Abweichung von ihren Vorbildern in West- 
und Nordeuropa problematisch ist. In gewisser Hin-
sicht könnte fast ein umgekehrtes Verhältnis 
aus gemacht werden: Der Trend geht nicht dahin, dass 
sich die Parteien dieser Peripherie ihren westlichen 
Schwesterparteien an nähern; stattdessen besteht die 
Möglichkeit (oder Gefahr), dass sich die nord- und 
westeuro  päischen Vorbilder ih res histori schen Ballasts 
entledigen und sich in konkurrierende Ma na ge ment-
agen turen für die Regierung transformieren, de ren 
Traditionen nicht mehr politisches Han deln an lei ten, 
sondern zu brand names entleert wer den. Bei den 
Parteien könnte sich wie der holen, was sich bei den 
post kom mu nistischen Gesellschaften insgesamt an-
deutet: Sie könn ten den west lichen Ländern die ei-
gene Zukunft vor Au gen führen. Im Post kommunismus 
setzte sich die Globalisierung in kur zer Zeit direkt und 
in vol ler Wucht durch, ohne die ver zö gernde und mo-
derierende Wir kung von Kräften wie Gewerkschaf-
ten, Bürgerinitiativen, so zialdemokra tischen Parteien, 
so zial orien tierten Glaubens gemeinschaften, 
Verbraucher ver bänden, Umwelt - und Dritte Welt be-
wegungen usw., die alle dazu tendieren, von der Glo-
ba li sierung »überholte« gesell schaft liche Zustände zu 
kon servieren (eine Sicht, die freilich die Globa li sie rung 
als ein  seitig gerichteten und ir re ver siblen Prozess vo-
raussetzt). Ein vergleich bares Motiv ließe sich auch auf 
die politischen Parteien anwenden: Der gesamte alt-
euro päi sche »Ballast poli ti scher Tradi tion« behindert 
sie und die von ihnen geführten Regierun gen bei der 
effizienten An passung von Gesell schaften an die sich 
schnell verändernden Be din gungen der Globalisie-
rung, und die auf Leerformeln zusammengedampften 
Reste der Tradi tion wer den nur noch dann bemüht, 
wenn es da rum geht, die Wähler zu mobilisieren. Die 
Parteien wür den sich Fußballvereinen an gleichen, de-
ren Mannschaften alle denselben Spielregeln fol gen, 
und die sich nur dadurch voneinander unterscheiden, 
dass sie die besseren oder schlech teren Spieler unter 
Vertrag haben. Damit würde sich Politik auf Technik 
und Taktik redu zie ren. Hoffen wir, dass sich diese Be-
fürchtung als unzutreffend erweist.
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nagementagenturen für das Regieren mutieren.
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